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3. Auflage

Kenntnisse der englischen
Sprache sind in der Immobilien-
wirtschaft ein Muss. Ein gutes
Schulenglisch und ausgewähltes
Fachvokabular bringen heutzu-
tage viele in der Branche Tätige
mit. Doch bei der richtigen
Anwendung stößt man schnell
an die Grenzen seiner sprach-
lichen Ausdrucksfähigkeit.
Genau hier setzt dieses Buch an.
Es verknüpft das thematisch
aufbereitete englische
Fachvokabular aus den unter-
schiedlichsten Arbeitsgebieten
der Immobilienwirtschaft
situationsbezogen mit Muster-
formulierungen und -sätzen,
Briefen und sonstigen Schrift-
stücken und wappnet so für zahl-
reiche Situationen und Anlässe
im beruflichen Alltag. Viele
wichtige Tipps und Hinweise
helfen, naheliegende Fehler zu
vermeiden, und weisen in einige
Geheimnisse der interkulturellen
Kommunikation mit englischen
Muttersprachlern ein.
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Rechtsanwältin
Samira Bagaric

von WIR Wanderer
und Partner

Baurecht. Wurden die Leistungen
des Bauträgers nicht oder nicht
wirksam abgenommen, verjähren
Erfüllungsansprüche der Erwerber zehn
Jahre nach Vertragsschluss.

OLG Köln, Urteil vom 21. August 2020,
Az. 19 U 5/20

Ohne Abnahme verjähren
Ansprüche nach zehn Jahren
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DER FALL

Ein Bauträger errichtete ein Mehrfami-
lienhaus. Die Abnahme des Gemein-
schaftseigentums sollte durch die Woh-
nungseigentümergemeinschaft (WEG)
vertreten durch den Verwalter und unter
Hinzuziehung eines Sachverständigen
erfolgen, wobei der Sachverständige im
Juni 2006 das Abnahmeprotokoll unter-
zeichnete. ImMai 2011 leitete dieWEGein
Beweisverfahren wegen Mängeln gegen
den Bauträger ein, 2018 folgte wegen
neu aufgetretener Mängel ein weiteres

Beweisverfahren. Der Bauträger argu-
mentierte, dass die Ansprüche der Eigen-
tümer verjährt sind, drang damit aber
nicht durch. Daher erhob er 2019 parallel
Klage gegen die WEG. Er wollte feststellen
lassen, dass die Ansprüche auf mangel-
freie Herstellung, soweit sie nicht schon
im ersten Beweisverfahren rechtshängig
sind, spätestens seit Ende Mai 2016 ver-
jährt sind. Das LG Köln wies die Klage als
unzulässig ab. Die Berufung des Bauträ-
gers hatte aber Erfolg.
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DIE FOLGEN

Das OLG Köln gibt der Klage des Bau-
trägers statt. Sein Feststellungsantrag ist
zulässig und begründet; ermuss nicht den
Ausgang des Beweisverfahrens abwarten.
Nach Meinung des OLG Köln sind die
geltend gemachten Ansprüche der WEG
bereits verjährt. Ein Gewährleistungs-
anspruch wäre bei wirksamer Abnahme
oder ggf. einer anzunehmenden Ab-
nahmefiktion im Jahr 2016 verjährt. Ob
eine Abnahmefiktion angenommen wer-

den kann, hat dasOLGKöln in diesemFall
offen gelassen, da nach seiner Ansicht
auch der Primärleistungsanspruch (§ 199
Abs. 4 BGB) verjährt ist. Der Erfüllungsan-
spruch ist mit dem Vertragsschluss ent-
standen, d.h. zumindest vor der vermeint-
lichen Abnahme im Jahr 2006. Danach
endete die Zehnjahresfrist im Verlauf des
Jahres 2016, und die im Beweisverfahren
behaupteten Ansprüche der WEG sind
bereits verjährt.
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WAS IST ZU TUN?

Nach Ansicht des OLG Köln haftet der
Bauträger in Fällen, in denen es keine oder
keine wirksame Abnahme gab, spätestens
nach zehn Jahren nicht mehr. Diese Ent-
scheidung ist nicht überzeugend. Das
Gericht hat nämlich ausschließlich den
Primäranspruch geprüft, der nach der
Ultimo-Regelung des § 199 Abs. 4 BGB
verjähren soll. Allerdings hätte das OLG
Köln auch die Gewährleistungsrechte
prüfen und sich dann ggf. zu einer Verwir-

kung der Ansprüche positionieren müs-
sen. Dies haben die Richter jedoch völlig
unberücksichtigt gelassen. Da bisher
keine höchstrichterliche Entscheidung
vorliegt, ist der Bauträger stets gut bera-
ten, die Einrede der Verjährung zu erhe-
ben. Die WEG muss hingegen stets das
Risiko einkalkulieren, dass Ansprüche, die
länger als zehn Jahre nachVertragsschluss
geltend gemacht werden, bereits verjährt
sein könnten. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian
Hauck von Hauck

Schuchardt
Quelle: Hauck Schuchardt

Maklerrecht. Erhält ein Verbraucher bei
Vertragsschluss keine Widerrufsbelehrung
und kein Muster-Widerrufsformular, verliert
der Makler seine Provision, sofern der
Vertrag außerhalb seiner Geschäftsräume
geschlossen wurde.

BGH, Urteil vom 26. November 2020,
Az. I ZR 169/19

Keine Provision bei mangelhafter
Widerrufsbelehrung
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DER FALL

Die Verkäufer einer Immobilie unter-
schrieben in ihremReihenhaus imBeisein
des Maklers einen Alleinauftrag zur Ver-
mittlung des Objekts. Sie signierten
zudem ein gesondertes Blatt mit einer
Widerrufsbelehrung. Darin wurden sie
darauf verwiesen, dass sie mit einem bei-
gefügten Muster-Widerrufsformular den
Vertrag widerrufen können. Im Anschluss
an das Schreiben folgten zwei vomMakler
vorformulierte und angekreuzte „Erklä-
rungen des Auftraggebers“, die sie eben-

falls signierten. Damit gaben sie ihr Ein-
verständnis, dass der Makler vor Ablauf
der Widerrufsfrist tätig werden, sprich
sofortmit derVermittlungbeginnen sollte.
Der Makler fand rasch einen Käufer und
ließ einen Kaufvertrag erstellen. Als er an
die Erwerber und Verkäufer eine jeweils
hälftige Provisionsrechnung stellte, wider-
riefendieVerkäufer vierMonatenachVer-
tragsschluss den Maklervertrag und zahl-
ten die Courtage nicht. Der Makler klagte
sein Honorar ein.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg! Die Richter gaben den Ver-
käufern recht.DerMakler hat es versäumt,
ihnen eine Belehrung zumWiderrufsrecht
auszuhändigen, deshalb ist dieses Recht
nicht erloschen und sie haben es fristge-
recht ausgeübt. Die Widerrufsfrist beläuft
sich nun auf zwölf Monate und 14 Tage.
Die Richter betonten, dass die Widerrufs-
frist bei Verträgen mit Verbrauchern, die
außerhalb von Geschäftsräumen ge-
schlossen werden, nicht beginnt, bevor
der Unternehmer den Verbraucher über

seine Rechte informiert hat. Er muss den
Verbraucher über die Bedingungen, Fris-
ten und das Verfahren des Widerrufs
informieren. Ferner ist ein Muster-Wider-
rufsformular vorzulegen. Die Schriftstü-
cke können in Papierform oder z.B. auch
per E-Mail verschickt werden. Weil der
Makler dies vergessen hatte, startete nach
Abschluss des Maklervertrags eben nicht
die übliche 14-tägige Widerrufsfrist, son-
dern sie verlängerte sich auf über ein Jahr.
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WAS IST ZU TUN?

Die Widerrufsrechte von Verträgen mit
Verbrauchern führen auch Jahre nach
ihrer Einführung im Sommer 2014 noch
zu rechtlichen Auseinandersetzungen.
Immobilienportale und Maklersoftware-
Anbieter haben die Widerrufsformalien
bei Anfragen von Kaufinteressenten fast
immer rechtssicher gelöst. Anders sieht es
bei Vereinbarungen mit dem Verkäufer
aus, die zumeist im persönlichen

Gespräch erfolgen und nicht immer die
erforderliche Sorgfalt erkennen lassen.
Dabei ist es besonders wichtig, gerade die
Verkäufer über die Widerrufsrechte zu
belehren, weil diese beim Verkauf von
Wohnimmobilien mit Einführung der
gesetzlichen Provisionsteilung Ende 2020
erstmals Courtage bezahlen sollen – die
der Makler verlieren kann, wenn die
Belehrung fehlt. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. André Lippert

von Taylor Wessing
Quelle: Taylor Wessing

Öffentliches Recht.
Arbeitnehmerwohnheime
sind eine Übergangsform zwischen Wohnen
und Beherbergung. Die Frage, welcher
Nutzungsform sie zuzuordnen sind,
hängt vom konkreten Nutzungskonzept ab.

VGH Bayern, Beschluss vom 13. August 2020,
Az. 15 CS 20.1512

Ein Arbeiterwohnheim kann
ein Beherbergungsbetrieb sein
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DER FALL

Eine Standortgemeinde wendet sich
gegen eine Baugenehmigung, die das
Landratsamt zurNutzungsänderung eines
Mehrfamilienhauses in ein Arbeitneh-
merwohnheim erteilt hatte. Die Gemeinde
beruft sich darauf, dass ihre Planungs-
hoheit verletzt worden sei. Das Haus liegt
in einem allgemeinen Wohngebiet und
verfügt unter anderem über zwei Zwei-

bettzimmer und elf Einbettzimmer jeweils
mit Dusche und WC sowie einen Wasch-
raum und einen Gemeinschaftsraum mit
Kochnische. Das VG hatte den Eilantrag
der Gemeinde abgelehnt und keine auf-
schiebende Wirkung der Klage auf Aufhe-
bung der Baugenehmigung angeordnet.
Die Beschwerde im Eilverfahren hatte vor
dem BayVGH jedoch Erfolg.
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DIE FOLGEN

Bei dem Arbeitnehmerwohnheim handelt
es sich nicht um ein Wohnhaus, entschei-
det das Gericht. Der bauplanungsrechtli-
che Begriff des Wohnens ist nach ständi-
ger Rechtsprechung dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Häuslichkeit auf Dauer
angelegt ist, die Haushaltsführung selbst
gestaltet wird und der Aufenthalt freiwillig
ist. Die Zuordnung zuWohnen oder alter-
nativ zu Beherbergen hängt jeweils vom
Einzelfall ab, insbesondere von dem
jeweiligen Nutzungskonzept. Mehrbett-
zimmer in einem Arbeitnehmerwohn-
heim schließen Wohnen zwar nicht
grundsätzlich aus. Es kann sogar schwer-
punktmäßig anzunehmen sein, wenn es
keine Dienstleistungen gibt, die für einen

Beherbergungsbetrieb typisch sind, etwa
einen Speise- und Aufenthaltsraum mit
Personalservice. In der Regel jedoch
beruht der Entschluss, Arbeitnehmer in
Mehrbettzimmern unterzubringen, auf
einer Kalkulationsentscheidung des
Arbeitgebers und nicht auf einem Ent-
schluss befreundeter Kollegen, in den
Räumen gemeinsam zu wohnen. Im vor-
liegenden Fall kommt allerdings eine Aus-
nahme vom Bebauungsplan (§ 31 Abs. 1
BauGB) in Betracht. Das Arbeitnehmer-
wohnheim wäre als Beherbergungsbe-
trieb zulässig; der Eigentümer hätte als
Bauherr sogar einen Anspruch auf ent-
sprechendeGenehmigunghabenkönnen.
Er hatte sie aber nicht beantragt.
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WAS IST ZU TUN?

Monteurszimmer können auch in einem
Wohngebiet als Beherbergungsbetrieb
zulässig sein: Wenn die Voraussetzungen
gegeben sind, kann der Bauherr sogar
einen Anspruch darauf haben, dass ihm
eine Ausnahmegenehmigung erteilt wird.
Allerdings muss er sie auch beantragen!
Fehlt es daran, kann ihm keine Baugeneh-

migung erteilt werden. Dies umso mehr,
wenn dadurch in Konstellationen wie der
vorliegenden die Planungshoheit der
Standortgemeinde verletzt wird, weil sie
ihr gemeindliches Einvernehmen nicht
erteilt hat. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax

Steuerrecht. Die An- und Weitervermietung
fremden Grundbesitzes neben der
Überlassung eigenen Grundbesitzes schließt
die erweiterte Gewerbesteuerkürzung nicht
aus, wenn sie zwingend notwendig und nur
geringfügig ist.

BFH, Urteil vom 22. Oktober 2020,
Az. IV R 4/19

Nicht jede Nebentätigkeit schließt
Gewerbesteuerkürzung aus
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DER FALL

Zum Vermögen der Klägerin gehören
verschiedene Grundstücke, die an Dritte
vermietet wurden. Im Streitfall ging es um
die Überlassung eines eigenen Grund-
stücks und eines Teils des Nachbargrund-
stücks. Die Grundstücke waren mit Erb-
baurechten zugunsten der Klägerin und
diese wiederum mit Untererbbaurechten
belastet. Bei einer Teilfläche bestand eine
Grunddienstbarkeit über ein Geh- und
Fahrtrecht zugunstendesUntererbbaube-
rechtigten. Daneben gab es eine schuld-
rechtliche Abrede, wonach ein Entgelt

geschuldet wurde, wenn die auf der Teil-
fläche errichtete Halle zur Warenan-
nahme als sogenannter Lieferschlauch
genutzt wurde. Die Klägerin vermietete
beide Flurstücke in einem einheitlichen
Mietvertrag und zahlte ein Nutzungsent-
gelt für das Untererbbaurecht. Das
Finanzamt versagtewegen derMitvermie-
tung des Lieferschlauchs, der nicht im
Eigentum der Klägerin stand, die erwei-
terte Gewerbesteuerkürzung und setzte
Gewerbesteuer fest.
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DIE FOLGEN

Dagegen wehrte sich die Eigentümerin,
und FG und BFH gaben ihr Recht. Die
Überlassung des Lieferschlauchs ist ein
zwingend notwendiger Teil der wirt-
schaftlich sinnvoll gestalteten eigenen
Grundstücksverwaltung und -nutzung.
Die zum eigenen Grundbesitz der Kläge-
rin gehörende Dienstbarkeit, das Geh-
und Fahrtrecht, konnte sie wirtschaftlich
sinnvoll nur nutzen, indem sie den Teil
des Hallengebäudes, der sich auf dem
dienenden Grundstücksteil befindet, mit-
vermietete. Die Gewerbesteuer musste

somit wieder aufgehoben werden, denn
die gesetzlich geforderte ausschließliche
Verwaltung und Nutzung eigenen Grund-
besitzes war gegeben. Nebentätigkeiten
schaden der steuerlichen Begünstigung
nämlich ausnahmsweise nicht, wenn sie
im engeren Sinn dazu dienen, den eige-
nen Grundbesitzes zu nutzen bzw. zu ver-
walten und als zwingend notwendiger Teil
einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten
Verwaltung und Nutzung angesehen wer-
den können. Das war hier der Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Die An- und Weitervermietung fremden
Grundbesitzes neben der Überlassung
eigenen Grundbesitzes führt nicht auto-
matisch dazu, dass die erweiterte Gewer-
besteuerverkürzung versagt wird. Die
Tätigkeit muss wirtschaftlich begründbar
und ihr Umfang darf nicht zu groß sein.
Eine allgemein gültige Geringfügigkeits-

grenze existiert allerdings nicht. Die
Nebentätigkeit muss deshalb jeweils im
Einzelfall geprüft und dokumentiert wer-
den. Im Streitfall lag der jährliche Gewinn
aus der Nebentätigkeit unter dem Gewer-
besteuerfreibetrag. Somit war er nach
Auffassung des Gerichts als geringfügig
anzusehen. (redigiert von Anja Hall)
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